
 

 
BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

VI ZB 31/10 
 

vom 
 

12. April 2011 
 

in der Rechtsbeschwerdesache 
 
 
Nachschlagewerk: ja 

BGHZ: nein 

BGHR: ja

ZPO § 511 Abs. 4 

a) Hat das erstinstanzliche Gericht keine Veranlassung gesehen, die Berufung nach 

§ 511 Abs. 4 Satz 1 ZPO zuzulassen, weil es von einer Beschwer der unterlege-

nen Partei ausgegangen ist, die 600 € übersteigt, muss das Berufungsgericht, 

wenn es von einer geringeren Beschwer ausgeht, die Entscheidung darüber 

nachholen, ob die Voraussetzungen für die Zulassung der Berufung nach § 511 

Abs. 4 Satz 1 ZPO erfüllt sind. 

b) Hätte das erstinstanzliche Gericht die Berufung zulassen müssen, kann das 

Rechtsbeschwerdegericht die Zulassung nachholen. 

c) Die Niederschrift der in einem Strafverfahren protokollierten Zeugenaussagen 

kann im Wege des Urkundenbeweises in den Zivilprozess eingeführt werden. 

BGH, Beschluss vom 12. April 2011 - VI ZB 31/10 - LG Cottbus 
 AG Cottbus 
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Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 12. April 2011 durch den Vor-

sitzenden Richter Galke, die Richter Zoll, Pauge, Stöhr und die Richterin von 

Pentz 

beschlossen: 

Auf die Rechtsbeschwerde des Klägers wird der Beschluss der 

1. Zivilkammer des Landgerichts Cottbus vom 6. Mai 2010 aufge-

hoben. 

Die Berufung gegen das Urteil des Amtsgerichts Cottbus vom 

16. September 2009 wird zugelassen. 

Die Sache wird zur erneuten Entscheidung, auch über die Kosten 

des Rechtsbeschwerdeverfahrens, an das Berufungsgericht zu-

rückverwiesen. 

 

 

 

Gründe: 

I. 

Das Land Brandenburg macht aus gemäß § 5 OEG i.V.m. § 81a BVG 

übergegangenem Recht einen Schadensersatzanspruch aus § 823 BGB gegen 

den Beklagten geltend. Im jetzigen Verfahren begehrt der Kläger die Feststel-

lung, eine im Insolvenzverfahren über das Vermögen des Beklagten angemel-
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dete Forderung beruhe auf einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Hand-

lung.  

2 Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Der Inhalt der Strafakte sei 

zwar unstreitig. Da ein unmittelbarer Beweis nicht angeboten worden sei, sei 

aber das Berufen des Klägers alleine auf die Strafakte nicht möglich. Den 

Streitwert hat das Amtsgericht auf 1.999,63 € festgesetzt. 

Das Landgericht hat den Streitwert für das Berufungsverfahren auf 

499,91 € festgesetzt und die Berufung des Klägers als unzulässig verworfen. 

Nach § 511 Abs. 2 ZPO sei die Berufung nur zulässig, wenn der Wert des Be-

schwerdegegenstandes 600 € übersteige oder das Gericht des ersten Rechts-

zugs die Berufung im Urteil zugelassen habe. Beides sei nicht der Fall. Der 

Streitwert der Klage, mit der die Feststellung begehrt werde, eine angemeldete 

Forderung beruhe auf einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung, 

bemesse sich nicht nach dem Nennwert der Forderung. Maßgeblich seien viel-

mehr die späteren Vollstreckungsaussichten des Insolvenzgläubigers nach Be-

endigung des Insolvenzverfahrens und Erteilung der Restschuldbefreiung. 

Wenn diese - wie hier - nur als gering anzusehen seien, könne ein Abschlag 

von 75 % des Nennwerts der Forderung angemessen sein. 

3 

Mit der Rechtsbeschwerde beanstandet der Kläger die Verwerfung der 

Berufung und verfolgt seinen Klageanspruch weiter. 
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II. 

Die zulässige Rechtsbeschwerde hat Erfolg.  5 
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6 1. Die Rechtsbeschwerde ist statthaft (§ 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 522 

Abs. 1 Satz 4 ZPO). Sie ist auch im Übrigen zulässig, weil die Sicherung einer 

einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Rechtsbeschwerdege-

richts erfordert (§ 574 Abs. 2 Nr. 2 Fall 2 ZPO). 

2. Der angefochtene Beschluss ist aufzuheben, weil er, wie der Kläger 

mit Recht beanstandet, nicht ausreichend mit Gründen versehen ist, und weder 

das Amtsgericht noch das Berufungsgericht geprüft haben, ob ein Zulassungs-

grund vorliegt. 

7 

a) Beschlüsse, die der Rechtsbeschwerde unterliegen, müssen den 

maßgeblichen Sachverhalt, über den entschieden wird, wiedergeben und den 

Streitgegenstand und die Anträge in beiden Instanzen erkennen lassen; an-

dernfalls sind sie nicht mit den nach dem Gesetz (§ 576 Abs. 3, § 547 Nr. 6 

ZPO) erforderlichen Gründen versehen (vgl. Senatsbeschlüsse vom 20. Juni 

2006 - VI ZB 75/05, VersR 2006, 1423 Rn. 14; vom 17. November 2009 - VI ZB 

58/08, VersR 2010, 687 Rn. 4; BGH, Beschlüsse vom 28. April 2008 - II ZB 

27/07, WM 2009, 329 Rn. 4; vom 26. Januar 2009 - II ZB 6/08, NJW 2009, 1083 

Rn. 10; vom 14. Juni 2010 - II ZB 20/09, NJW-RR 2010, 1582 Rn. 5). Das 

Rechtsbeschwerdegericht hat grundsätzlich von dem Sachverhalt auszugehen, 

den das Berufungsgericht festgestellt hat (§ 577 Abs. 2 Satz 4, § 559 ZPO). 

Enthält der angefochtene Beschluss keine tatsächlichen Feststellungen, ist das 

Rechtsbeschwerdegericht zu einer rechtlichen Überprüfung nicht in der Lage. 

Dies gilt gerade auch dann, wenn das Berufungsgericht die Berufung verwirft, 

weil die Berufungssumme nicht erreicht ist (§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO). Denn die 

Wertfestsetzung kann vom Rechtsbeschwerdegericht nur darauf hin überprüft 

werden, ob das Berufungsgericht die Grenzen des ihm von § 3 ZPO eingeräum-

ten Ermessens überschritten oder rechtsfehlerhaft von ihm Gebrauch gemacht 

hat (vgl. BGH, Beschluss vom 14. Juni 2010 - II ZB 20/09, aaO). 
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9 Diesen Maßstäben wird der Verwerfungsbeschluss des Landgerichts 

vom 6. Mai 2010 nicht gerecht, auch wenn man den in Bezug genommenen 

Streitwertbeschluss vom 26. März 2010 mitberücksichtigt. Insbesondere wird in 

beiden Beschlüssen der maßgebliche Sachverhalt, über den entschieden wer-

den soll, nicht wiedergegeben und auch nicht auf das Urteil des Amtsgerichts 

Bezug genommen. Der Verwerfungsbeschluss enthält mithin nicht die für eine 

Sachprüfung des Rechtsbeschwerdegerichts erforderlichen Tatsachen. 

b) Der angefochtene Beschluss ist auch deswegen aufzuheben, weil das 

Berufungsgericht - bevor es die Berufung mangels ausreichender Beschwer 

verworfen hat - keine Entscheidung über die Zulassung der Berufung getroffen 

hat, obgleich das erstinstanzliche Gericht davon ausgegangen ist, dass die Be-

schwer der unterlegenen Partei 600 € übersteigt und deswegen keine solche 

Prüfung vorgenommen hat. 

10 

aa) Nach § 511 Abs. 2 ZPO ist die Berufung gegen die im ersten Rechts-

zug erlassenen Endurteile nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdege-

genstandes 600 € übersteigt (Nr. 1) oder das Gericht des ersten Rechtszugs 

die Berufung im Urteil zugelassen hat (Nr. 2). Gemäß § 511 Abs. 4 Satz 1 ZPO 

lässt das Gericht des ersten Rechtszugs die Berufung zu, wenn die Rechtssa-

che grundsätzliche Bedeutung hat oder die Fortbildung des Rechts oder die 

Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Beru-

fungsgerichts erfordert und die unterlegene Partei durch das Urteil nicht mit 

mehr als 600 € beschwert ist. Hat das erstinstanzliche Gericht keine Veranlas-

sung gesehen, die Berufung nach § 511 Abs. 4 Satz 1 ZPO zuzulassen, weil es 

von einer Beschwer der unterlegenen Partei ausgegangen ist, die 600 € über-

steigt, muss das Berufungsgericht, wenn es von einer geringeren Beschwer 

ausgeht, die Entscheidung darüber nachholen, ob die Voraussetzungen für die 

Zulassung der Berufung nach § 511 Abs. 4 Satz 1 ZPO erfüllt sind (vgl. Senats-
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beschlüsse vom 26. Oktober 2010 - VI ZB 74/08, NJW 2011, 615 Rn. 12; vom 

5. April 2011 - VI ZB 61/10, z.V.b.; BGH, Urteil vom 14. November 2007 

- VIII ZR 340/06, NJW 2008, 218 Rn. 12; Beschlüsse vom 3. Juni 2008 - VIII ZB 

101/07, WuM 2008, 614 Rn. 4 f.; vom 21. April 2010 - XII ZB 128/09, NJW-RR 

2010, 934 Rn. 18). 

bb) Der Senat kann die Erheblichkeit der fehlenden Zulassungsentschei-

dung durch die Instanzgerichte im Rechtsbeschwerdeverfahren selbst prüfen 

(vgl. BGH, Beschluss vom 21. April 2010 - XII ZB 128/09, aaO Rn. 21). Diese 

Prüfung führt dazu, dass das Berufungsgericht die Berufung hätte zulassen 

müssen, weil hier unter dem Gesichtspunkt der Divergenz im Sinne des § 511 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Fall 1 eine Zulassung zur Sicherung einer einheitlichen 

Rechtsprechung erforderlich gewesen ist. Unter diesem Gesichtspunkt hätte 

bereits das Amtsgericht die Berufung zulassen müssen, wenn es darauf ange-

kommen wäre, weil die Klageabweisung maßgebend auf einer Divergenz zur 

höchstrichterlichen Rechtsprechung beruht. 

12 

Die Rechtsbeschwerde macht zu Recht geltend, dass das Amtsgericht 

den vom Kläger beantragten Urkundenbeweis durch Beiziehung der Strafakten 

aus dem Ermittlungs- und Strafverfahren gegen den Beklagten zum Beweis 

einer vorsätzlich begangenen unerlaubten Handlung hätte erheben müssen. 

Die Niederschrift der in einem Strafverfahren protokollierten Zeugenaussagen 

kann im Wege des Urkundenbeweises in den Zivilprozess eingeführt werden 

(vgl. Senatsurteile vom 19. Dezember 1969 - VI ZR 128/68 - VersR 1970, 322, 

323; vom 19. April 1983 - VI ZR 253/81, VersR 1983, 667, 668; vom 9. Juni 

1992 - VI ZR 215/91, VersR 1992, 1028, 1029). Die von einer Partei beantragte 

Verwertung einer Zeugenaussage aus einem anderen Verfahren im Wege des 

Urkundenbeweises bedarf nicht der Zustimmung des Gegners; diesem ist nur 

freigestellt, die Vernehmung des Zeugen vor dem Prozessgericht zu beantra-
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gen. Erfolgt ein solcher Antrag nicht oder nimmt das Gericht Abstand von einer 

beantragten erneuten Vernehmung vor dem Prozessgericht, darf es die von 

einer Partei beantragte Verwertung der Aussage als Urkundenbeweis nicht ver-

sagen (vgl. Senatsurteile vom 19. April 1983 - VI ZR 253/81, aaO; vom 9. Juni 

1992 - VI ZR 215/91, aaO). Im Streitfall ist das Amtsgericht von diesen 

Grundsätzen abgewichen, indem es den davon abweichenden Obersatz aufge-

stellt hat, im Zivilprozess sei der Beweis unmittelbar herbeizuführen und ein 

Berufen auf die Strafakte sei nicht möglich. 

Unter diesen Umständen liegt eine Divergenz zur höchstrichterlichen 

Rechtsprechung vor. Im Hinblick darauf konnte der Senat selbst aussprechen, 

dass die Berufung gegen das Urteil des Amtsgerichts zulässig ist, weil sich der 

hierfür maßgebliche Gesichtspunkt der Divergenz aus der Begründung des 

erstinstanzlichen Urteils ergibt und das Amtsgericht demgemäß die Berufung  
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hätte zulassen müssen. Auf die Höhe der Beschwer kommt es insoweit nicht 

an. 

Vorsitzender Richter am BGH Galke Zoll Pauge 
ist wegen Urlaubs an der Unterschrift 

gehindert 

             Zoll 

 Stöhr von Pentz 

 

Vorinstanzen: 

AG  Cottbus, Entscheidung vom 16.09.2009 - 45 C 444/08 -  

LG Cottbus, Entscheidung vom 06.05.2010 - 1 S 177/09 -  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


